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§ 27. (1) Örtlich zuständig ist die Behörde, in deren Sprengel die Verwaltungsübertretung begangen 
worden ist, auch wenn der zum Tatbestand gehörende Erfolg in einem anderen Sprengel eingetreten ist. 

(2) Ist danach die Zuständigkeit mehrerer Behörden begründet oder ist es ungewiß, in welchem 
Sprengel die Übertretung begangen worden ist, so ist die Behörde zuständig, die zuerst eine 
Verfolgungshandlung (§ 32 Abs. 2) vorgenommen hat. 

(2a) Ist die Verwaltungsübertretung nicht im Inland begangen worden, so richtet sich die 
Zuständigkeit 

 1. in Verwaltungsstrafsachen, die sich auf den Betrieb eines Unternehmens oder die Ausübung 
einer sonstigen dauernden Tätigkeit beziehen: zunächst nach dem Ort, an dem das Unternehmen 
betrieben oder die Tätigkeit ausgeübt wird, dann nach dem Hauptwohnsitz des Beschuldigten, 
dann nach seinem Aufenthalt; 

 2. in sonstigen Verwaltungsstrafsachen: zunächst nach dem Hauptwohnsitz des Beschuldigten, dann 
nach seinem Aufenthalt. 

Wenn keiner dieser Zuständigkeitsgründe in Betracht kommen kann, ist die Behörde zuständig, die zuerst 
von der Verwaltungsübertretung Kenntnis erlangt (§ 28). 

(3) Amtshandlungen der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes gelten, unabhängig davon, wo 
sie vorgenommen werden, als Amtshandlungen der örtlich zuständigen Behörde. 

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 3 Z 7, BGBl. I Nr. 57/2018) 
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